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Vorwort 
 
 
 
 
Der vorliegende Band entstand aus der Konferenz „Interessenvermittlung in Politikfel-
dern“, die der Arbeitskreis ‚Verbände‘ der Deutschen Vereinigung für Politische Wissen-
schaft (DVPW) im Juni 2005 am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung durch-
führte. Für die Publikation haben wir über den Kreis der damals beteiligten Referentinnen 
und Referenten hinaus weitere Autorinnen und Autoren gewinnen können. Das Buch stellt 
den Versuch dar, Verbände- und Policyforscher in einen Dialog über Fragen der Interes-
senvermittlung zu bringen. Das setzte voraus, sich der Perspektive des jeweils anderen 
Teilgebiets der Politikwissenschaft anzunähern. Wir danken den Autorinnen und Autoren 
des Bandes dafür, dass sie sich auf dieses Vorhaben eingelassen haben. Der Thyssen-
Stiftung danken wir für die großzügige finanzielle Unterstützung der Tagung. Dem Max-
Planck-Institut danken wir für die logistische Unterstützung und die herzliche Gastfreund-
schaft. Viktoria Kalass, Lea-Sophie Deworetzki, Manon Westphal, Matthias Utech und 
Fabian Wenner haben großartige redaktionelle Unterstützung geleistet. Auch dafür bedan-
ken wir uns herzlich. 
 
Berlin/Münster/Köln, im Mai 2009 Britta Rehder, Thomas von Winter, Ulrich Willems 
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Zum Wandel der Interessenvermittlung in Politikfeldern. 
Zentrale Befunde aus der Verbände- und der Policy-
Forschung 
Zum Wandel der Interessenvermittlung in Politikfeldern 

 
 
 

1 Einleitung 
 
Fragen der Interessenvermittlung, der politischen Steuerung, der Produktion und Implemen-
tation von Politik bilden traditionell eine Schnittmenge zwischen der Verbände- und der 
Policy-Forschung. Seit dem Paradigmenwechsel der Verbändeforschung zum Korporatis-
mus und der akteurstheoretischen Wende der Policyforschung haben sich beide Disziplinen 
noch weiter aufeinander zu bewegt. Wenn Politikproduktion als Resultat der Interaktion 
einer Vielzahl von Akteuren aufgefasst wird, dann sind neben den staatlichen Akteuren die 
Interessengruppen wesentlicher Bestandteil des Policyprozesses. Die Struktur der Interes-
sengruppenlandschaft, die Interessen, Wertorientierungen und Strategien von Verbänden 
und nicht-verbandlichen Akteuren addieren sich zu politikfeldspezifischen Interessen- und 
Konfliktkonstellationen, die entscheidenden Einfluss auf Politikergebnisse haben. Auf der 
anderen Seite schaffen Form und Inhalt politischer Entscheidungsprozesse Rahmenbedin-
gungen für Struktur und Handeln von Interessengruppen, insbesondere Verbänden. So hat 
die Korporatismustheorie deutlich gemacht, wie stark staatliches Handeln auf die Definition 
und Organisierung von Interessen, auf Machtressourcen und politische Zugangs- und Betei-
ligungschancen einwirkt. Interessenvermittlungsstrukturen sind somit auch ein Ergebnis 
von Rückkoppelungseffekten politischer Maßnahmen und institutioneller Grundentschei-
dungen. Insgesamt führen wiederkehrende Interaktionen zur Herausbildung von politischen 
Beziehungsstrukturen, die den Charakter von Netzwerken annehmen, in denen staatliche 
und nichtstaatliche Akteure sozusagen quer zur institutionellen Struktur parlamentarisch-
demokratischer Willensbildungsprozesse soziale Einheiten bilden. 

Ein Vergleich zwischen den Interessenvermittlungsstrukturen unterschiedlicher Poli-
tikfelder bietet die Chance, sowohl den Beitrag verschiedener politikfeldspezifischer Ak-
teurskonstellationen zur Lösung von politischen Steuerungsproblemen als auch die Rück-
wirkungen der institutionellen Gegebenheiten in verschiedenen Politikfeldern auf Netz-
werkkonstellationen, Verbändesysteme sowie auf innerverbandliche Strukturen und Wil-
lensbildungsprozesse zu untersuchen. Dabei kann deutlich werden, wie die unterschiedli-
chen institutionellen Rahmenbedingungen, Akteurs- und Interessenkonstellationen zu poli-
tikfeldspezifischen Ausprägungen der Artikulations-, Integrations- und Legitimationsfunk-
tion von Verbänden führen. Perspektivisch ist darüber hinaus von Interesse, wie sich die 
zunehmende Differenzierung der Interessen- und Verbändelandschaft einerseits und die 
Veränderung politischer Rahmenbedingungen andererseits auf die Interessenvermittlung 
auswirken. Ein wesentliches Ziel des Bandes besteht darin, im Vergleich verschiedener 
Politikfelder der Frage nachzugehen, welche spezifischen Auswirkungen die veränderten 
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Rahmenbedingungen auf die jeweiligen Interessenvermittlungssysteme haben und inwie-
weit sie Öffnungsprozesse nach sich ziehen. 

Im Folgenden soll es zunächst darum gehen, den Konvergenzprozess zwischen Ver-
bände- und Policyforschung unter dem Gesichtspunkt nachzuzeichnen, was er zum besse-
ren Verständnis der Interessenvermittlung in Politikfeldern beigetragen hat. Dabei werden 
zum einen die beiden Theoriestränge verfolgt, die ausgehend von den beiden Disziplinen 
für diesen Konvergenzprozess stehen. Der Korporatismus- und der Netzwerkansatz werden 
zum einen unter dem Aspekt betrachtet, wie sie die Sichtweise auf die Interessenvermitt-
lung verändern und damit neue Analysemöglichkeiten für und Theorieperspektiven auf die 
Interessenvermittlung in ihren vielfältigen politikfeldspezifischen Ausprägungen eröffnet 
haben. Dabei sollen auch die Grenzen beider Ansätze aufgezeigt werden. Zum anderen 
wird der Frage nachgegangen, welche allgemeinen Schlussfolgerungen bezüglich der zu-
künftigen Entwicklung von Formen politischer Interessenvermittlung sich aus der bisheri-
gen empirischen Betrachtung von Akteurskonstellationen, Willens- und Entscheidungsbil-
dungsmustern sowie den Steuerungsformen in verschiedenen Politikfeldern ziehen lassen. 

 
 

2 Analytische Zugänge zur Interessenvermittlung in Verbandsforschung und 
Policy-Analyse 

 
2.1 Der Korporatismusansatz in der Verbändeforschung 
 
Die Korporatismusdebatte hat gezeigt, dass die enge, oftmals institutionalisierte Einbindung 
von Interessenverbänden in die Produktion und Implementation von Politik sowohl Folgen 
für den Staat und seine Möglichkeiten zur Politikgestaltung als auch für die innerverbandli-
chen Strukturen und die zwischenverbandlichen Beziehungen hat. Aber bis zu dieser Er-
kenntnis bedurfte es gewissermaßen eines Umweges. Während in dem Ansatz von Schmit-
ter der Akzent der Korporatismusdefinition eindeutig im Bereich der Strukturen der Interes-
senvermittlung gelegen hatte1, verschob sich in der deutschen Diskussion der Akzent im-
mer weiter in Richtung auf die steuerungstheoretische Perspektive. So hatte Lehmbruch mit 
seinem multidimensionalen Korporatismusbegriff, der Korporatismus nicht nur als ein 
bestimmtes Muster der Interessenvermittlung, sondern darüber hinaus auch als eine institu-
tionalisierte Form der Politikgestaltung versteht2, zunächst den Weg für eine Ausdehnung 
der Verbändeforschung hin zu Problemen der politischen Steuerung geebnet (vgl. Reutter 
1991: 113). Durch diese Hinwendung der Korporatismusdiskussion zu policybezogenen 

                                                          
1 „Corporatism can be defined as a system of interest representation in which the constituent units are organized 
into a limited number of singular, compulsory, non-competitive, hierarchically ordered and functionally differenti-
ated categories recognized or licensed (if not created) by the state and granted a deliberate representational mo-
nopoly within their respective categories in exchange for observing certain controls on their selection of leaders 
and articulation of demands and supports“ (Schmitter 1979: 13). Schmitter hat diese Differenz mit seiner Unter-
scheidung zweier Konzeptionen des Neokorporatismus gleichsam ratifiziert (Schmitter 1982). Allerdings führte 
diese Konzentration auf die institutionellen Strukturen (polity) und die Effekte der als neokorporatistisch gekenn-
zeichneten Praktiken der Politikproduktion (policy) zu einer Ausblendung der konkreten Operationsweise korpora-
tistischer Arrangements, also der politics-Dimension (Molina/Rhodes 2002: 312). 
2 „Corporatism is more than a peculiar pattern of articulation of interests. Rather, it is an institutionalized pattern 
of policy formation in which large interest organizations cooperate with each other and with public authorities not 
only in the articulation (or even ‚intermediation‘) of interests, but – in its developed forms – in the ‚authoritative 
allocation of values‘ and in the implementation of such policies“ (Lehmbruch 1979: 150). 
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Fragestellungen wurde deutlich, dass die enge Einbindung der Verbände in politische Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozesse weitreichende Rückwirkungen auf die Interes-
senvermittlung hat. Offenbar haben stabile Tauschbeziehungen zwischen Staat und Ver-
bänden im Rahmen eines sektoralen Korporatismus oder einer intersektoralen Konzertie-
rung ein hochkonzentriertes, funktional differenziertes System der Interessenvermittlung 
zur Voraussetzung (vgl. Reutter 1991: 113, 117-120). Weitgehende Gestaltungsbefugnisse 
für politische Entscheidungen können nur umfassenden Verbänden mit entsprechender 
Verpflichtungsfähigkeit übertragen werden. Dies gilt insbesondere für die Übertragung von 
Funktionen kollektiver Selbstregulierung an private Interessenregierungen, die in einem 
pluralistischen System der Interessenvermittlung undenkbar wäre. 

In dem Maße, wie sich das Interesse der Korporatismusdebatte vom Tripartismus hin 
zum Mesokorporatismus einzelner Politikfelder verlagerte, wurde deutlich, wie sehr die 
korporatistischen Strukturen des Verbändesystems nicht nur Voraussetzung, sondern auch 
Folge der engen Einbindung in die Politikgestaltung sind. Insbesondere die vielfältigen 
institutionalisierten Formen der Verbandsbeteiligung an der Produktion und Implementati-
on von Politik entwickelten sich zu einer organisationspolitischen Ressource, die zur For-
malisierung, Bürokratisierung und Hierarchisierung der Interessenverbände beitrug. Dies 
diente der Stabilisierung der Verbandsorganisation, hatte aber auch eine Verselbständigung 
der Verbandsführungen und damit eine Differenzierung der innerverbandlichen Willensbil-
dung zur Folge. Denn die Inkorporierung der Verbände etabliert als eigenständiges Hand-
lungsmotiv der Verbandsführungen eine Einflusslogik, der die traditionelle Mitgliedslogik 
notfalls untergeordnet werden muss, wenn andernfalls die formalisierte Einbindung in die 
politische Entscheidungsbildung auf dem Spiel steht. Während im Pluralismus der Lob-
byismus allein Ausdruck einer ins politische System verlängerten Mitgliedslogik war, ha-
ben wir es nun mit zwei unterschiedlichen Handlungslogiken zu tun, die in einem prinzi-
piellen Spannungsverhältnis zueinander stehen (Streeck 1994: 14 f.; Czada 1994: 38).  

Traditionelle korporatistische Gremien und die beteiligten Großverbände sind bis heu-
te unverzichtbar zur Sicherstellung eines permanenten Informationsflusses aus den ver-
schiedenen gesellschaftlichen Sektoren und bei der Vorbereitung von politischen Routine-
entscheidungen. Eine veränderte Staatstätigkeit, gesellschaftliche Differenzierungen und 
die Internationalisierung der Politik erzeugen jedoch neue Anforderungen an den Staat, die 
zu einem Formwandel der eingespielten Muster staatlich-verbandlicher Kooperation führen. 
Denn politische Steuerung in korporatistischen Arrangements ist eng verknüpft mit einer 
pfadabhängigen, in den traditionellen institutionellen Bahnen verlaufenden Politik. In dem 
Maße, wie die staatlichen Akteure diese eingetretenen Pfade verlassen, verliert die Selekti-
vität korporatistischer Arrangements, die den Staat vor den Unwägbarkeiten einer pluralis-
tischen Interessenlandschaft schützen sollte (Groser 1996: 123, 126 f.; Czada 1991: 273), 
jedoch ihre Funktion. Grundlegender Politikwandel geht einher mit einer Pluralisierung von 
Entscheidungsarenen und einer Entgrenzung von Politikfeldern (Jochem/Siegel 2003: 12 f.; 
Weßels 1999: 90). Kooperationspartner des Staates werden nunmehr häufig situativ aus 
einem weiten Kreis von potentiell betroffenen Interessengruppen und fachkundigen Spezia-
listen ausgewählt (Bandelow 2003: 16 f.).  

Zugleich wird auch die gesellschaftliche Basis des Korporatismus (Weßels 1999: 103 
f.) zunehmend in Frage gestellt, und zwar sowohl durch innerverbandliche Entwicklungen 
als auch durch Veränderungen in der Interessengruppenlandschaft. Zurückgehende Mitglie-
derzahlen, Eigensinnigkeit von Unterorganisationen, Abspaltungen und Neugründungen 
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unterminieren die Handlungsfähigkeit der etablierten Großverbände. Ein gestiegener Bedarf 
an spezieller branchen- oder berufsbezogener Interessenvertretung und die gestiegene Or-
ganisationsfähigkeit nicht erwerbsbezogener Interessen haben zu einer erheblichen Aus-
dehnung der Verbändelandschaft und damit auch zu einer Vervielfältigung politischer Be-
teiligungsansprüche geführt. Die staatlichen Akteure sind daher mit einer zunehmenden 
Zahl und Artenvielfalt von Akteuren konfrontiert, für deren unterschiedliche Handlungsra-
tionalitäten, Zielorientierungen, Taktiken und Strategien korporatistische Verhandlungs-
gremien oft keinen geeigneten Rahmen mehr bieten, weil sie eher an punktueller Einfluss-
nahme als an einer auch mit der Einschränkung von Handlungsspielräumen verbundenen 
dauerhaften Inkorporierung in staatliche Steuerungsprozesse interessiert sind. Lobbyingak-
tivitäten werden dadurch immer mehr zu einem singulären Ereignis, das sich nicht mehr in 
einen formalisierten staatlich-verbandlichen Leistungsaustausch einordnen lässt. 

Im Kernbereich des klassischen tripartistischen, auf makropolitische Regulierung von 
Lohn- und Einkommens-, zum Teil auch Beschäftigungs- und Wachstumspolitik zielenden 
Korporatismus erodierten seit den 80er Jahren zudem die spezifischen äußeren Vorausset-
zungen korporatistischer Konzertierung. Der technologische Fortschritt und der folgende 
Wandel von der Industrie- zur Informations- oder Wissensgesellschaft unterminierten zuse-
hends die organisatorischen Grundlagen der hergebrachten industriellen Beziehungen. Die 
Veränderungen auf den Arbeitsmärkten und die Stärkung der Arbeitgeberseite schienen die 
Bereitschaft zu Verhandlungen sinken zu lassen (Molina/Rhodes 2002: 309, mit Verweis 
auf Schmitter 1989; Gobeyn 1993). Schließlich verminderten sich durch das Ende der Ära 
des Keynesianismus und die Orientierung einer wachsenden Zahl europäischer Regierun-
gen am Modell einer stabilitätsorientierten Währungspolitik sowie die Ratifizierung dieses 
Modells durch die Europäische Währungsunion die Spielräume der (in der Regel sozialde-
mokratischen) Regierungen für die im Modell vorausgesetzten wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Kompensationen für die Mäßigung der Gewerkschaften in der Lohnpolitik (Scharpf 
1987). Fiskalische Krisen verschärften diese Ausgangslage weiter. 

Trotz dieser mit Blick auf die klassischen Annahmen der Korporatismustheorie drama-
tisch verschlechterten Bedingungen und Voraussetzungen ließen sich in den neunziger 
Jahren in einer ganzen Reihe von Ländern Formen einer makropolitischen Konzertierung in 
Form sozialer Pakte beobachten (vgl. u. a. die Übersicht bei Hassel 2003: 709, vgl. auch 
den Beitrag von Sven Jochem in diesem Band), und zwar selbst in solchen Ländern, in 
denen – wie etwa in Irland, Italien, Portugal oder Spanien – die im idealtypischen Korpora-
tismus erforderlichen institutionellen und organisatorischen Voraussetzungen von Konzer-
tierung fehlen (vgl. Baccaro 2003). Vor diesem Hintergrund wird man den Korporatismus 
nicht länger als fest umrissene oder gar invariante Struktur der Interessenvermittlung und 
Politikgestaltung begreifen dürfen, die Zyklen von Aufschwung, Niedergang und Revitali-
sierung durchläuft (Schmitter/Grote 1997), sondern als flexibles Muster einer kooperativen 
Politikgestaltung, das von den Akteuren an unterschiedliche Bedingungen angepasst wer-
den kann (Molina/Rhodes 2002: 315). 

So zeigt etwa Baccaro in seiner Analyse „abweichender Fälle“, dass die für Konzertie-
rung erforderlichen Formen inter- und intraorganisatorischer Kohäsion und Koordination 
sich auch auf andere Weise als durch die in der klassischen Korporatismusdiskussion iden-
tifizierten monopolistischen und zentralistischen Strukturen der Systems der Interessen-
vermittlung generieren lassen. Nach seinen Beobachtungen kann  in einem fragmentierten 
System der Interessenvermittlung die für Konzertierung notwendige horizontale und verti-
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kale Koordination auch durch eine Kombination von aggregativen und deliberativen demo-
kratischen Prozeduren, durch Wahlen und Überzeugungskommunikation, erreicht werden 
(Baccaro 2003: 691). Der Tripartismus ist kein durchgängiges Kennzeichen dieser neuen 
Formen der makropolitischen Konzertierung mehr (Baccaro 2003: 701). Zudem ist ihr Ziel 
anders als in den siebziger Jahren nicht mehr eine umfassend angelegte ökonomische Poli-
tik, sondern eine ausgehandelte Anpassung an die Bedingungen des verschärften internatio-
nalen Wettbewerbs (Baccaro 2003: 702).3 

Unter den Bedingungen einer strikten Währungspolitik verändert sich allerdings die 
Logik lohnpolitischer Konzertierung (vgl. zum Folgenden Traxler 2001, 2004): Statt des 
klassischen Tausches von Lohnzurückhaltung gegen wirtschafts-, beschäftigungs- und/oder 
sozialpolitische Kompensationen haben die Gewerkschaften angesichts der glaubwürdigen 
Drohung der Regierungen mit strikteren währungspolitischen Gegenmaßnahmen nun nur 
mehr die Wahl zwischen unterschiedlichen Modi der Akzeptanz von unumgänglichen An-
passungsmaßnahmen, d. h. insbesondere zwischen einer aktiven Mitgestaltung in Form 
verhandelter Übereinkünfte oder der Hinnahme der Folgen einer verschärften Währungspo-
litik. 

Die veränderten Rahmenbedingungen, die Internationalisierung der Märkte und der 
Wechsel zu einer angebotsorientierten, monetaristischen Wirtschaftspolitik haben nach 
Traxler die Aussichten für eine erfolgreiche Konzertierung der Lohnpolitik sogar verbes-
sert, weil sie die Koordinierungs- und Verpflichtungsprobleme entsprechender Arrange-
ments entschärft hätten. Unter diesen Bedingungen habe sich ein nichtklassischer, schlan-
ker Korporatismus entwickelt, der vom klassischen Muster eines hohen Zentralisierungs- 
und Konzentrationsgrades abweiche. Auch dezentralisierte Systeme der Interessenvermitt-
lung sind zur effektiven Lohnkoordinierung in der Lage, wenn es zur Formierung einer 
ausreichenden kritischen Masse kommt, die entweder innerhalb konzentrierter Verbände 
oder aber über Lohnführerschaft eine Katalysatorfunktion zu erfüllen vermag, und wenn 
zugleich bestimmte Schwellenwerte bei der Struktur von Lohnverhandlungssystemen in 
Form eines institutionellen Primats des Verbandstarifs (auf Arbeitgeberseite) und der Parti-
zipation von Verbänden an der Politikgestaltung vorhanden sind. Im Gegensatz zum klassi-
schen Korporatismus, der aufgrund der finanz- und währungspolitisch gewährleisteten 
Abschirmung von Marktkräften letztlich allein auf den Steuerungsmodus Hierarchie habe 
setzen müssen, beruhten die neuen Formen eines schlanken Korporatismus auf einer netz-
werkartigen Steuerung, die den Bedarf an Hierarchie durch den Rekurs auf den Markt ver-
ringere. Überall dort jedoch, wo solche Schwellenwerte der Struktur von Lohnverhand-
lungssystemen nicht erreicht würden, hätten die oben geschilderten Entwicklungen mit der 
Erosion der Grundlagen des klassischen Korporatismus auch die ehemals bestehenden 
Formen einer korporatistischen Lohnpolitik vollends zerfallen lassen. 
                                                          
3 Anke Hassel vertritt dagegen mit Blick auf die sozialen Pakte der 90er Jahre die These, dass eine spezifische 
institutionelle Struktur nach wie vor eine wesentliche Voraussetzung erfolgreicher Konzertierung sei. Unter den 
Bedingungen eines dezentral organisierten Systems der Lohnverhandlungen überwiege nicht nur das Bestreben 
nach Kompensationen, sondern es sinke auch die Bereitschaft zur Internalisierung externer Effekte (Hassel, 2003: 
713, mit Verweis auf Hall/Franzese 1998). Unter den Bedingungen eines Systems stark zentralisierter Lohnver-
handlungen sei die Zahl der zu berücksichtigenden externen Effekte dagegen so zahlreich, dass die Berücksichti-
gung derjenigen für die lohnpolitische Konzertierung notwendigen Effekte im Rahmen einer organisationspoliti-
schen Gesamtstrategie nicht gesichert sei. Nur unter den Bedingungen eines mittleren Zentralisierungsgrades des 
Systems der Lohnverhandlungen seien vor allem die Gewerkschaften in der Lage zu realisieren, dass überhöhte 
Lohnforderungen nur restriktivere Preisstabilisierungspolitiken seitens der Notenbanken und/oder der Regierungen 
auslösten, die wiederum negative Effekte auf die Beschäftigungslage zeitigten (Hassel 2003: 713). 
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2.2 Die Netzwerkperspektive in der Policyforschung 
 
Die akteurstheoretische Wende der Policy-Forschung ist eng mit der Verbreitung des 
Netzwerkansatzes verknüpft. Obwohl selbst kein theoretisches Konzept, bildet die grundle-
gende Vorstellung, dass unterschiedliche Muster von Interaktionen zwischen Akteuren und 
Organisationen die Entscheidungsprozesse in Politikfeldern strukturieren (Benz 1993: 168), 
einen gemeinsamen Nenner für so unterschiedliche Theorien des Policyprozesses wie den 
Akteurzentrierten Institutionalismus, den Advocacy-Coalitions-Ansatz, den wissenspolito-
logischen Ansatz oder die formale Netzwerkanalyse. Die Rekonstruktion von Politiknetz-
werken schafft jene deskriptiven und klassifikatorischen Voraussetzungen, durch die die 
verschiedenen akteurstheoretischen Konzepte erst greifen können (Scharpf 1993a: 22). 
Durch das Verständnis von Akteursbeziehungen als relativ stabile Muster interagierender 
Akteure, die unterschiedliche Koordinationsmechanismen anwenden und unterschiedliche 
strukturelle Erscheinungsformen annehmen können (Benz 1993: 172), entstand eine neue, 
abstraktere Perspektive, die die frühere Fixierung auf bestimmte Strukturtypen wie Plura-
lismus und Korporatismus löste und damit den Blick für die Vielfalt der Akteurskonstella-
tionen in den verschiedenen Politikfeldern öffnete (vgl. auch Hosli/Nölke/Beyers 2004: 48). 
Aus der Netzwerkperspektive weist die Struktur der Interessenvermittlung in Politikfeldern 
eine prinzipiell unbegrenzte Vielfalt auf, weil sowohl die Akteure, ihre Interessen, Ressour-
cen und Strategien als auch die Beziehungsmuster zwischen den verschiedenen Akteuren 
als variabel angesehen werden (Marsh 1998a: 14). Es wird damit zu einer empirischen 
Frage, inwieweit in dieser Vielfalt bestimmte Strukturtypen erkennbar werden. 

Den empirischen Hintergrund für den Wandel der Analyseperspektive in der Policy-
forschung bildete die Beobachtung eines grundlegenden Wandels in den Formen der Inter-
essenvermittlung. Verschiedene gesellschaftliche Entwicklungen wie die zunehmende Be-
deutung von Interessengruppen im gesellschaftlichen und politischen Leben, die immer 
weiter gehende Einbeziehung nicht staatlicher Akteure in die Produktion und Implementa-
tion von Politik, die Sektoralisierung und funktionale Differenzierung von Politikfeldern, 
die Ausweitung der Staatstätigkeit sowie die Dezentralisierung und Fragmentierung des 
Staates wurden als Facetten einer veränderten politischen Realität gedeutet, in der die 
Grenzen zwischen dem öffentlichen und dem Privaten zerfließen. Politiknetzwerke wären 
demnach neue „Policy Making Arrangements“, deren Hauptkennzeichen die Dominanz 
informeller, dezentralisierter und horizontaler Beziehungen zwischen den beteiligten Ak-
teuren ist (Marin/Mayntz 1991: 15; Kenis/Schneider 1991: 34 ff.). Dadurch ergibt sich ein 
Bild der Interessenvermittlung, in dem nicht mehr die institutionell festgelegten Rollen von 
Staat, Parteien und Interessengruppen den Ausschlag geben, sondern in dem prinzipiell 
gleichrangige autonome Akteure durch ihre politikfeldspezifischen Interessen miteinander 
vernetzt sind. Die Beziehungen zwischen den Akteuren sind damit auch innerhalb der ein-
zelnen Netzwerke in dem Sinne variabel, dass mit der jeweiligen Entscheidungsfrage auch 
das Ausmaß des Engagements im Netzwerk, die Koalitionen und Konfliktkonstellationen 
wechseln können (Marin/Mayntz 1991: 18, 20). 

Allen Konzeptionen, die den Netzwerkbegriff nicht als bloße Metapher behandeln, 
liegt die Vorstellung zugrunde, dass wir es hier mit einer sozialen Struktur zu tun haben, die 
aus den auf ein Politikfeld bezogenen Relationen zwischen einem klar abgegrenzten Kreis 
von Akteuren besteht. Die unterschiedlichen Positionen der Netzwerkakteure sind dabei das 
Ergebnis fortgesetzter Interaktionen über eine ganze Reihe von politischen Entscheidungs-
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prozessen hinweg (König 1993: 347). Diese Konzeption hat theoretisch den Vorteil, eine 
Brücke zwischen der handlungstheoretischen und der systemtheoretischen Perspektive zu 
schlagen, indem sie die Akteure mit ihren spezifischen Präferenzen und Ressourcen in 
einen strukturellen Kontext stellt, der über die Institutionen und Organisationen eines Poli-
tikfeldes hinaus auch aus dem Verflechtungszusammenhang eben dieser Akteure besteht 
(Benz 1997a: 16). Die Beziehung zwischen beiden Ebenen wird von Daugbjerg/Marsh 
(1998: 70) als dialektisch beschrieben. Demzufolge werden einerseits die Präferenzen der 
Akteure durch Strukturen geformt, und da es sich bei Politiknetzwerken um Strukturen 
handelt, haben diese auch Einfluss auf die Präferenzen der Netzwerkakteure (Daugbjerg/ 
Marsh 1998: 70). Andererseits haben die Akteure die Freiheit, die Kontextfaktoren zu 
interpretieren, sind also nicht in ihrem Handeln durch diesen Kontext festgelegt, sondern 
können ihrerseits die sie umgebenden Strukturen beeinflussen und damit letztlich auch 
verändern (Marsh 1998: 12). Netzwerke gewinnen so letztlich den Charakter von Gelegen-
heitsstrukturen (Scharpf 2000: 236). Für die Analyse der Interessenvermittlung in Politik-
feldern bietet der strukturelle Ansatz den Vorteil, über die Bestimmung zentraler Variablen 
wie Anzahl der Akteure, Dichte der Beziehungen, zeitliche Stabilität, Institutionalisierung 
und insbesondere Machtverteilung zwischen staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren 
einen Vergleich von Machtkonstellationen, Interaktionsmustern und Politikprozessen vor-
nehmen zu können (Jansen/Schubert 1995: 12 ff., Schubert 1995: 232). Im Ergebnis gelangt 
man dann zu einer theoretisch wertvollen Typenbildung, in der die traditionellen Muster der 
Interessenvermittlung als Varianten wieder auftauchen (vgl. Mayntz/Scharpf 1995: 24 ff.).4 

Kritiker sahen in der Fokussierung der Netzwerkanalyse auf die Strukturen der Ak-
teursbeziehungen aber gerade die entscheidende Schwäche des Ansatzes. Indem man die 
Netzwerkstrukturen in den Vordergrund gerückt habe, sei der Blick für die Prozessebene 
der Politiknetzwerke verloren gegangen. Es wurde daher eine zweifache Erweiterung des 
Netzwerkansatzes um eine diachrone und eine operative Perspektive vorgeschlagen. Histo-
risch betrachtet durchlaufen Politiknetzwerke einen Lebenszyklus, der durch verschiedene 
Stadien, beginnend mit einem „pre-network stage“ über die Phase der Herausbildung des 
Netzwerkes bis zum Netzwerkwandel, charakterisiert ist. Netzwerke erscheinen dadurch als 
ein Muster von Akteursbeziehungen, die durch primäre Kontaktaufnahme entstehen, die 
sich durch wechselseitige Abstimmung von Interessen und Strategien sowie durch Rekru-
tierung neuer Mitglieder stabilisieren, die sich aber auch durch die Auflösung von Bindun-
gen sowie durch Wechsel der Mitgliedschaft verändern, wenn nicht gar auflösen können 
(vgl. Hay 1998: 34-36). Interessenvermittlung erscheint so als Ergebnis einer historisch 
gewachsenen Akteurskonstellation, die bestimmte Traditionen, Kooperations- und Konf-
likterfahrungen repräsentiert, die in den Interessendefinitionen und Strategieentscheidungen 
ihren Niederschlag gefunden haben und daher auch in die jeweils aktuellen Auseinander-
setzungen über Politikinhalte eingehen (vgl. auch v. Winter 2001). Dies schließt auch die 
Möglichkeit ein, dass Akteure Entscheidungen treffen, die einen grundlegenden Wandel 
des Netzwerkes auslösen (Marsh 1998b: 195). Komplementär zur historischen Perspektive 
                                                          
4 Ähnlich wie in der Korporatismusdiskussion lässt sich auch in der Diskussion über den Netzwerkansatz eine 
Unterscheidung treffen (vgl. Börzel 1998; Marsh 1998a,b ) zwischen solchen Ansätzen, die Netzwerke als Struk-
turen der Interessenvermittlung begreifen (vgl. u.a. Rhodes 1990; Marsh/Rhodes 1992b; Marsh/Smith 2000) und 
solchen Ansätzen, wie sie vor allem am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung in Köln entwickelt wur-
den, die Netzwerke als neue spezifische Form der gesellschaftlichen Steuerung oder Regelung durch Kooperation 
von öffentlichen und privaten Akteuren begreifen, die sich von den Steuerungsmodi Markt und Hierarchie unter-
scheidet (vgl. u.a. Marin/Mayntz 1991; Mayntz/Scharpf 1995). 
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lassen sich voll ausgebildete Netzwerke als strategische Koalitionen auffassen, die ausge-
hend von einer gemeinsamen Politikagenda bestimmte Formen des kollektiven Handelns 
praktizieren (Hay 1998: 38). Das Handeln der Akteure wäre dann nicht bestimmt durch die 
Strukturen des Netzwerkes, sondern diese bilden lediglich den Kontext, in dem die Akteure 
ihre strategischen Entscheidungen treffen. Unter diesen Voraussetzungen kann das Handeln 
der Akteure im Netzwerk dann als Strategiespiel rekonstruiert werden, in dem der rationale 
Einsatz von Ressourcen über den jeweiligen Einfluss auf den Policy-Output entscheidet.  

Die Grenzen auch eines solch erweiterten Netzwerkansatzes sind dort erreicht, wo ein 
Wandel im Handeln der Akteure eintritt, der sich nicht allein mit den Strukturen des Netz-
werks und den Strategieentscheidungen der Beteiligten erklären lässt. Akteursbeziehungen 
und Machtstrukturen sind nicht allein eine Funktion von Vorgängen innerhalb des Netz-
werkes, sondern werden auch beeinflusst von dem ökonomischen, politischen und ideologi-
schen Kontext, in dem die Netzwerkakteure sich bewegen (Daugbjerg/Marsh 1998: 54). Da 
exogener Wandel Einfluss auf die Verteilung von Interessen, Ressourcen und Akteursbe-
ziehungen hat, kann er im Netzwerk Spannungen und Konflikte hervorrufen, die auch die 
Strukturen des Netzwerks verändern (Marsh 1998: 193, 197; Sabatier/Jenkins-Smith 1999: 
123, 125). Besondere Bedeutung kommt dabei den politikfeldübergreifenden Entschei-
dungsstrukturen zu, weil diese unmittelbar in Willensbildungsprozesse von Netzwerken 
eingreifen können, indem sie etwa Entscheidungskompetenzen der staatlichen Netzwerkak-
teure an sich ziehen, Zugänge zum Netzwerk erschweren oder auch neue Partizipations-
möglichkeiten eröffnen (Daugbjerg/Marsh 1998: 66). Damit werden aber gerade jene Gren-
zen, die als konstitutiv für Politiknetzwerke angesehen werden (Kenis/Schneider 1991: 41 
f.), überschritten und letztlich aufgelöst. Politiknetzwerke sind somit ebenfalls durch dieje-
nigen gesellschaftlichen und politischen Wandlungsprozesse bedroht, die bereits in der 
Analyse der Erosion der Vorraussetzungen und Bedingungen des klassischen Korporatis-
mus identifiziert wurden: die Ausdifferenzierung des Akteursfeldes, die Pluralisierung von 
Interessen und Wertorientierungen und die gewachsene Konfliktfähigkeit vieler dieser 
neuen Akteure. Davon soll im Folgenden die Rede sein. 
 
 
3 Wandel der Parameter der Interessenvermittlung 
 
3.1 Ausdifferenzierung des Akteursfeldes 
 
Das idealtypische Muster der korporatistischen Interessenvermittlung, das auf einem Me-
chanismus der Inklusion und Exklusion von Akteuren basiert, lässt sich nur aufrechterhal-
ten, so lange die Großverbände annähernd repräsentativ für ihr Rekrutierungsfeld bleiben, 
zu einheitlichem Handeln fähig sind und so lange konkurrierende Verbände zu schwach 
sind, um ihre politischen Beteiligungsanspüche zu realisieren. Dieses Muster wird in neue-
rer Zeit von zwei Seiten in Frage gestellt. Zum einen gerät das Großverbandsmodell in dem 
Maße unter Druck, wie Differenzierungs- und Individualisierungsprozesse zu Mitglieder-
rückgängen, Integrationsproblemen, Neugründungen und Verbandsspaltungen und damit zu 
einer Pluralisierung der Verbandslandschaft führen. Zum anderen erwächst den Verbänden 
eine neue Konkurrenz durch nicht verbandliche gesellschaftliche Akteure wie Public Af-
fairs-Agenturen, Unternehmensrepräsentanzen, professionelle Lobbyisten, wissenschaftli-
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che Institute und neue soziale Bewegungen, deren politische Aktivitäten die etablierten 
Formen institutionalisierter Interessenvermittlung mehr und mehr unterlaufen. 

Es ist in der Verbändeforschung unumstritten, dass der Korporatismus nie konkurrenz-
frei in dem Sinne gewesen ist, dass es tatsächlich Repräsentationsmonopole gegeben hätte. 
In neuerer Zeit wird aber auch die über Jahrzehnte eindeutig dominierende Stellung dieser 
Verbände herausgefordert. Die in den siebziger Jahren beginnende, in den USA als „advo-
cacy explosion“ bezeichnete Entwicklung in der Interessengruppenlandschaft, die sich in 
einer Gründungswelle und raschen Ausdehnung von Verbänden in bis dahin stark unterre-
präsentierten Bereichen wie Umwelt, Soziales, Frauen, Menschenrechte, Familie, Senioren 
äußerte (Sebaldt 1997, 162-164, 176 f., 382), hat sowohl für das System der Interessenver-
mittlung insgesamt wie auch für einzelne etablierte Politikfelder einen pluralisierenden 
Effekt gehabt (Sebaldt 1997, 384, 387 f.). Dieser kam natürlich vor allem in neuen Arenen 
wie der Umweltpolitik zur Geltung, wo neue Akteure sich auf nahezu unbesetztem Terrain 
entfalten konnten, sie nahm aber durchaus auch die Form der allmählichen Öffnung etab-
lierter korporatistischer Arrangements an. Die gewachsene Organisationsfähigkeit allein 
würde jedoch noch keine wesentlichen Effekte zeitigen. Aber eine Reihe dieser neu for-
mierten Interessen, vor allem in den Feldern Umwelt- und Verbraucherschutz, haben auch 
erheblich an Konfliktfähigkeit gewonnen (vgl. Willems 2000, 2005).5 Zum Teil vermögen 
solche Akteure auf diese Weise von einer Position außerhalb von Netzwerken ein Maß an 
Einfluss auf den politischen Entscheidungsprozess vor allem in der Phase des Agenda-
Setting zu nehmen, das den Einfluss vieler Akteure in Netzwerken auf die Details der Poli-
tikgestaltung übertrifft (Toke/Marsh 2003: 250). 

Diese Akteure stellen auch noch in einer zweiten Hinsicht eine Herausforderung für 
etablierte Netzwerke wie für eine zukünftige Netzwerkformation dar. Denn sie operieren 
nicht selten auf der Basis von kulturellen Wert- und Wirklichkeitsorientierungen, die sich – 
so jedenfalls lassen sich die Diagnosen so unterschiedlicher Theorietraditionen wie der 
Postmaterialismusthese Ingleharts (Inglehart 1990) oder der von Mary Douglas und Aaron 
Wildavsky (Douglas/Wildavsky 1982) konstituierten und u.a. von Michael Thompson u.a. 
(Thompson et al. 1990) weiterentwickelten „cultural theory“ interpretieren – deutlich von 
den Wert- und Wirklichkeitsorientierungen etablierter Netzwerkakteure unterscheiden.6 

Unterstützt werden diese Wandlungsprozesse in Politiknetzwerken durch Veränderun-
gen in dem Spektrum des Verbändesystems, das bislang den Kern des Korporatismus bilde-
te. Teils ausgelöst durch gesellschaftlichen Wandel, teils als bewusst herbeigeführte Folge 
oder auch nicht intendierter Nebeneffekt staatlicher Entscheidungen beobachten wir eine 

                                                          
5 Zu einem der wirkungsvollsten Instrumente ist die Propagierung eines moralischen Konsums avanciert – wie dies 
die Fälle der erfolgreichen Verhinderung der Versenkung der Bohrinsel Brent Spar oder auch der bislang erfolg-
reichen Verhinderung einer Einführung gentechnisch veränderter Lebensmittel in das Sortiment europäischer 
Großhandelsketten eindrucksvoll demonstrieren (Priddat 1997, Toke/Marsh 2003). Zur gewachsenen Konfliktfä-
higkeit der sog. public interest groups vgl. auch Berry 1999. 
6 Welche zentrifugale Kraft eine solche Pluralisierung der Wert- und Wirklichkeitsorientierungen zu entfalten 
vermag, davon haben die politischen Kontroversen um die Kernkraft, den Umweltschutz oder die Standorte ver-
meintlich gefährlicher oder belastender Einrichtungen wie Müllverbrennungsanlagen Zuegnis abgelegt, in denen 
die Protagonisten auf der Basis völlig verschiedener Prämissen die Risiken der zur Debatte stehenden Technolo-
gien oder politischen Optionen höchst unterschiedlich einschätzten und in denen sich keine Konvergenz oder gar 
ein Konsens der Positionen herstellen ließ. Jüngste Beispiele für solche Konstellationen unvereinbarer Wert- und 
Wirklichkeitsorientierungen stellen die derzeitigen Kontroversen einer sozialregulativen Politik im Bereich der 
„roten“ Gentechnik, der Reproduktionsmedizin, der Sterbehilfe und ähnlicher moralischer Konflikte dar (vgl. u.a. 
Tatalovich/Daynes 1998, Mooney 2001, Smith/Tatalovich 2003). 
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Erosion korporatistischer Verbandsstrukturen, die sich in Mitgliederverlusten, abnehmen-
den Loyalitätsbindungen und Interessendifferenzierungen äußert. Exemplarisch vollzieht 
sich ein solcher Prozess im Gesundheitssektor, für den Döhler sogar eine „Zersplitterung 
vormals relativ homogener Interessengruppen“ diagnostiziert (2002: 37). Diese Ausdiffe-
renzierung erschwert die Formierung eines einheitlichen Verbandswillens, erhöht die Span-
nungen zwischen konkurrierenden Verbänden, verschärft Verteilungskonflikte und verur-
sacht im Extremfall auch Abspaltungen und Neugründungen (Bandelow 1998: 84, 90, 97 
f.). Den korporatistischen Großverbänden gehen damit gerade jene Eigenschaften zuneh-
mend verloren, auf die sich traditionell ihre privilegierten Beziehungen zu den staatlichen 
Akteuren gründeten, nämlich hohe Repräsentativität, Verpflichtungsfähigkeit gegenüber 
den Mitgliedern und Verfügung über exklusives Expertenwissen (vgl. auch Won-
ka/Warntjen 2004: 18). Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass es im Verbändesystem zu 
einer Ausdifferenzierung gekommen ist, die den Korporatismus von außen unter Konkur-
renzdruck setzt und zugleich von innen aushöhlt. 

Die zweite, oben angesprochene Veränderung der Akteurslandschaft wirft nicht nur 
die Frage nach den Bestandsbedingungen des Korporatismus, sondern darüber hinaus die 
noch viel grundlegendere Frage nach der Zukunft der verbandlichen Interessenvermittlung 
überhaupt auf. Die Verbändeforschung hat im Hinblick auf Politikfelder lange Zeit insofern 
eine gewisse Betriebsblindheit an den Tag gelegt, als sie sich auf die Sektoren konzentrier-
te, in denen tatsächlich Interessenverbände den vorherrschenden Akteurstyp bilden. Nur 
gelegentlich ist dabei aufgefallen, dass Policies vielfach von nicht verbandlichen Akteuren 
mitgestaltet werden. Dabei kamen zunächst jene „Quagos“ und „Quangos“ in den Blick, die 
ihrerseits, wie etwa die Sozialversicherungsträger, zumindest einen verbandlichen Unterbau 
haben. Akteurskonstellationen in Politikfeldern sind jedoch zum einen geprägt durch eine 
zunehmende „Artenvielfalt“ von staatlichen und halbstaatlichen, verbandlichen und ande-
ren gesellschaftlichen, von individuellen und organisierten, korporativen und kollektiven 
Akteuren, die Einflussströme unübersichtlich und Interessenvermittlung komplexer machen 
(vgl. auch Heinze/Schmid 1994: 87). Kennzeichnend dafür ist vor allem die Tatsache, dass 
die klassischen Interessenverbände sich hier in einem an Bedeutung zunehmenden Umfeld 
von nicht verbandlichen gesellschaftlichen Akteuren behaupten müssen. Zu den Neuen 
sozialen Bewegungen, die sich bereits seit den achtziger Jahren im System der Interessen-
vermittlung etabliert haben, sind in neuerer Zeit vor allem Großunternehmen und profes-
sionelle Lobbyingagenturen als neue Akteurstypen hinzugekommen, die vor allem zu einer 
Individualisierung von Lobbyingaktivitäten beitragen. Zum anderen hat die Policyfor-
schung uns darauf aufmerksam gemacht, dass es Politikfelder gibt, in denen organisierte 
Interessen kaum eine Rolle spielen, sondern nicht verbandliche Akteure die Verhandlungs-
partner des Staates bilden. Zu denken wäre dabei vor allem an Politikfelder wie die Atom-
politik, in dem Interessenverbände nur eine marginale Rolle spielen und die Interessenver-
mittlung demgegenüber bestimmt wird von Unternehmen, Forschungseinrichtungen, Minis-
terien, Behörden, Landesministerien, aber auch von nicht organisierten Bürgern (vgl. auch 
Keck 1993: 95 f.). 
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3.2 Wachsende Macht des Staates 
 
Sowohl der Korporatismus- als auch der Netzwerkansatz haben die Tendenz, staatliche und 
nicht staatliche Akteure als prinzipiell gleichrangige Spieler anzusehen, deren Verhältnis 
allein durch die Struktur der konkreten Interaktions- und Tauschbeziehungen bestimmt 
wird. Der Staat ist hier nur noch Kooperations- oder auch Konfliktpartner der Interessen-
gruppen; er verzichtet entweder von vornherein auf die hierarchische Entscheidungskompe-
tenz oder er kann sie gar nicht mehr zur Geltung bringen, wenn er befriedigende Regulie-
rungsergebnisse in einzelnen Politikfeldern erzielen will. In dieser Perspektive verliert der 
‚kooperierende’ Staat in den tendenziell gleich machenden politischen Entscheidungspro-
zessen seine ihn ursprünglich charakterisierende Substanz. Nach Auffassung von Holt-
mann/Putz ist dieses spezifische Bild der staatlich-verbandlichen Beziehungen in der Poli-
cy-Forschung so stark verbreitet, dass man heute von einer typischen „Staatsferne“ der 
gesamten Subdisziplin sprechen könne. Beim Transfer des Ansatzes aus der amerikani-
schen Politikwissenschaft habe man zusammen mit dem analytischen Konzept zugleich 
auch die „inhärente Perzeption einer nach innen schwach ausgebildeten Staatsgewalt und 
Staatstätigkeit“ mit importiert (Holtmann/Putz 2004: 10).  

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Rezeption von neoinstitutionalistischen An-
sätzen auch in der Policy-Forschung wird die egalisierende Betrachtungsweise der staatli-
chen Akteure jedoch zu Recht zunehmend kritisch gesehen. Auch wenn der Staat Steue-
rungserfolge heute nur noch in enger und permanenter Auseinandersetzung mit den Rege-
lungsadressaten erzielen kann und daher dem Einsatz von Hierarchie als Steuerungsmittel 
in politischen Entscheidungsprozessen enge Grenzen gezogen sind, ist doch die Staatlich-
keit als Hoheit über Verfahren und Regelsetzung in ihrer Substanz erhalten geblieben (Prä-
torius 2003: 12). Dadurch wächst dem Staat im politischen Prozess eine Doppelrolle zu. Er 
fungiert zum einen als Verhandlungs- und Tauschpartner, der mit den nicht staatlichen 
Akteuren in den verschiedenen Policy-Communities und Issue-Networks (Marsh/Rhodes 
1992b: 13-15; 1992a: 251) um richtige Lösungen ringt, er bildet zum anderen aber auch 
eine sozusagen über dem Spiel stehende Instanz, die die prinzipielle Offenheit der Politik-
prozesse für verschiedene Lösungen garantiert. Formell ist der Staat dazu in der Lage, weil 
ihm mit seiner Hierarchieposition das Letztentscheidungsrecht zusteht. Faktisch bezieht er 
die übergeordnete Regelungskompetenz daraus, dass er über ganz unterschiedliche Rollen, 
als Gesetzgeber und Gesetzesanwender, als Nachfrager und Dienstleister, in den verschie-
densten Netzwerken verankert ist und diese in seiner zentralen Position verknüpft. Die 
staatlichen Ordnungsleistungen garantieren den Tauschprozessen in Politiknetzwerken oft 
erst jene stabilen Rahmenbedingungen, die sie durch ihre eigenen Interaktionen allein nicht 
erzeugen könnten (Prätorius 2003: 13). 

Empirisch wird die Hierarchieposition des Staates vor allem dort relevant, wo entwe-
der die Interessenvermittlung erst im Entstehen begriffen ist oder wo bei der Politikgestal-
tung von traditionellen Pfaden abgewichen werden soll. So lässt sich auf der Ebene der 
Europäischen Union beobachten, wie der institutionelle Wandel politische Gelegenheits-
strukturen hervorbringt, die sowohl für die Strategien bereits existierender als auch für die 
Entstehung neuer Interessengruppen maßgebend sind. Zunehmende Zahl und Vielfalt der 
Interessengruppen in Brüssel können direkt auf veränderte Decision-Making Rules der 
europäischen Institutionen zurückgeführt werden (Hosli/Nölke/Beyers 2004: 50). Aber 
auch auf nationaler Ebene lässt sich verfolgen, wie der Wandel von Inhalten und Formen 
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der Politik die Interessengruppenlandschaft verändert. Neue, oft durch Krisen (Beispiel: 
BSE) ausgelöste politische Problemlagen, grundlegende Reformen und institutionelle Ver-
änderungen im politischen System machen es häufig notwendig, auch die überkommenen 
Formen der Interessenvermittlung zur Disposition zu stellen.  

Die Ursache für eine aktive Interessenpolitik des Staates können neben neuen politi-
schen Zielorientierungen aber auch instrumentelle Motive sein. So dient etwa die partielle 
Rückverlagerung von bislang staatsdominierten Verbandssektoren in die Gesellschaft nicht 
zuletzt dazu, den Staat legitimatorisch und finanziell zu entlasten. Um mögliche Blockaden 
zu verhindern und eingespielte Konfliktmuster aufzubrechen, werden dann oft neue, offene-
re Beteiligungsformen erprobt. Dabei setzt sich der Staat gegen bislang dominante Interes-
sen und deren informationelle Überlegenheit zur Wehr, indem er sich an alternative Ver-
bände, neutrale Sachverständige oder die Öffentlichkeit wendet (Damaschke 1986: 148). 
Oft greift er durch Stärkung und politische Integration neuer Interessengruppen auch aktiv 
in die Repräsentation gesellschaftlicher Interessen ein. Nach aller Erfahrung sind Regierun-
gen darüber hinaus auch in der Lage, politische Entscheidungen von zentraler Bedeutung an 
sich zu ziehen und damit die etablierten Muster der Interessenvermittlung zu umgehen 
(Dowding 1995: 144). Auf verschiedene Weise werden so Gegengewichte geschaffen, die 
im Extremfall sogar etablierte Steuerungsgremien (Beispiel: die Konzertierte Aktion im 
Gesundheitswesen) aushebeln und letztlich bedeutungslos machen.  

Mit dem Wandel der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und auch politischen Rah-
menbedingungen lösen sich die institutionalisierten Kooperationsformen zwischen Staat 
und Interessengruppen nicht auf, sie erfahren aber zum Teil einen tief greifenden Bedeu-
tungs- und Funktionswandel. Während der Korporatismus idealtypisch von Machtbalance 
und einem gleichberechtigten Austauschverhältnis ausging (vgl. auch Benz 1997b: 100 f.), 
das die Tendenz zur Perpetuierung in sich trägt, deuten jüngste Politikentwicklungen auf 
einen Machtzuwachs der staatlichen Akteure hin, der die Rolle der Interessengruppen in 
den verschiedenen Phasen des Policyprozesses z. T. entscheidend verändert. 
 
 
3.3 Tendenzielle Entkoppelung von Politikproduktion und Implementation 
 
Es gilt als eines der wesentlichen Kennzeichen korporatistischer Politikgestaltung, dass 
Interessengruppen sowohl an der Formulierung als auch an der Implementation von Politik 
beteiligt sind (vgl. u. a. Czada 2003: 47 f.). Als entscheidende Ursache dafür wird die Ab-
hängigkeit der staatlichen Autoritäten vom kooperativen Handeln und der Unterstützung 
einer begrenzten Anzahl von privaten Interessengruppen im Bereich der Politikimplementa-
tion angeführt. Da diese Interessengruppen über Ressourcen verfügten, die sich als Macht-
mittel in ihrer Interessendomäne einsetzen lassen, sei es durch Kontrolle oder Folgebereit-
schaft ihrer Mitgliedschaft, sei es durch spezialisiertes Expertenwissen, seien die staatlichen 
Akteure bereit, solche Organisationen als Gegenleistung für ihre Kooperation in der Politi-
kimplementation auch in politische Entscheidungsprozesse einzubeziehen (Schneider 2004: 
29). Für den Zusammenhang zwischen der Verbändebeteiligung in der Politikproduktion 
und der Politikimplementation lassen sich daher zwei gegenläufige Begründungen anfüh-
ren. Zum einen wird auf das Interesse der staatlichen Akteure verwiesen, die Interessen-
gruppen, die an der Politikproduktion beteiligt sind, auch in die Implementation einzubin-
den, um eine reibungslose Umsetzung der Politikinhalte zu gewährleisten. Zum anderen 
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gelten Interessengruppen, die dauerhaft und auch oft formell in die Politikimplementation 
einbezogen sind, als Akteure mit spezifischem Fachwissen, das für eine effektive und effi-
ziente Politikproduktion unverzichtbar ist.  

Die Bestandsbedingungen des Korporatismus wären demnach so lange gegeben, wie 
die staatlichen Akteure nicht in der Lage sind, sich Expertenwissen und politische Kontroll-
ressourcen auf anderem Wege als über die mächtigen Interessengruppen zu beschaffen. 
Nach Auffassung von Volker Schneider sorgen die funktionale Differenzierung und Spezia-
lisierung der Gesellschaft dafür, dass diese Ressourcen immer weniger beim Staat konzent-
riert sind, sondern sich zunehmend verstreut auf die unterschiedlichsten gesellschaftlichen 
Organisationen (Firmen, Verbände) finden. Das Funktionieren der politischen Kontrolle 
durch Regierungspolitik wäre demnach auch perspektivisch undenkbar ohne die Kooperati-
on und Unterstützung von gesellschaftlichen Akteuren (Schneider 2004: 32). Was bei die-
ser Argumentation jedoch übersehen wird, ist die Tatsache, dass Interessengruppen einen 
Großteil ihrer Kontrollressourcen nicht aus ihrer Organisation und der gesellschaftlichen 
Rolle ihrer Mitgliedschaft beziehen, sondern erst durch ihre Beteiligung an Implementa-
tionsprozessen erwerben. Ihre Expertenrolle gründet sich somit zu einem Gutteil auf institu-
tionell vermitteltes Wissen. Diese Funktion ist ihnen aber durch staatliche Entscheidung 
übertragen worden und kann daher auch wieder rückgängig gemacht werden. Denn zum 
einen stehen neben den etablierten Verbänden häufig auch andere Interessengruppen oder 
nicht verbandliche Akteure für diese Funktion bereit, und zum anderen kann die Implemen-
tation grundsätzlich auch anders als durch Inkorporierung von gesellschaftlichen Akteuren 
gewährleistet werden. Außerdem ist es denkbar, dass die Kompensation für die Beteiligung 
von Interessenverbänden an der Politikimplementation auf anderem Wege als über die 
Beteiligung an der politischen Entscheidungsproduktion erfolgt. Wenn die gesellschaftliche 
Bedeutung eines Verbandes sinkt, könnten auch geringere Preise wie etwa eine durch die 
Beteiligung an der Politikimplementation erleichterte organisationspolitische Stabilisierung 
akzeptiert werden. Es deutet somit einiges darauf hin, dass sich der Zusammenhang zwi-
schen Politikproduktion und Implementation komplexer und auch widersprüchlicher gestal-
tet, als dies ursprünglich angenommen wurde. Dies lässt sich am Beispiel verschiedener 
Politikfelder zeigen. 

In der Agrarpolitik hat eine immer komplexer werdende Regelungsmaterie die Abhän-
gigkeit des Staates von der Mitwirkungsbereitschaft des Deutschen Bauernverbandes bei 
der Politikimplementation weiter erhöht, während gleichzeitig das gesellschaftspolitische 
Gewicht dieser Interessengruppe durch die Einflüsse der Globalisierung, aber auch durch 
gesellschaftliche Differenzierungsprozesse und die Sparzwänge der öffentlichen Haushalte 
ständig geringer wurde. Dadurch haben sich die Beteiligungsmuster des Bauernverbandes 
in den Bereichen Politikproduktion und Politikimplementation in unterschiedliche Richtun-
gen entwickelt. Da der Staat bei der Regulierung der Agrarmärkte auf eine möglichst weit-
gehende Regelungsbefolgung durch die Landwirte angewiesen ist, erweist sich der Verband 
aufgrund seines hohen Organisationsgrades und des nach wie vor großen Einflusses auf 
seine Klientel im Bereich der Implementation als nahezu unersetzbarer Akteur. Seine Be-
reitschaft, an der Durchsetzung der komplexen Regelungsmaterie mitzuwirken, gründet 
sich dabei auf die Chance, einerseits in Kooperation mit der Agrarverwaltung auf die Mo-
dalitäten des Implementationsprozesses Einfluss zu nehmen und andererseits durch Service-
leistungen bei der Bewältigung komplizierter Verwaltungsvorschriften einen gewissen 
Ausgleich für die auch bei den Landwirten schwindende Mitgliederloyalität zu schaffen. 



22 Thomas von Winter/Ulrich Willems 

Trotz dieser exklusiven Rolle bei der Umsetzung der Agrarpolitik hat der DBV aber die 
Erosion der lange Zeit klientelistischen Beziehung zu Politik und Verwaltung nicht aufhal-
ten können. Durch z. T. gezielte Nutzung der zunehmenden agrarpolitischen Konkurrenz 
der Umweltschutz-, Verbraucher- und Wirtschaftsverbände haben die staatlichen Akteure 
neue Kanäle der Informationsvermittlung aus dem Agrarsektor eröffnet und sich damit aus 
der Umklammerung durch den DBV befreit (vgl. insgesamt Wolf 2001: 184, 196-199, 204; 
Heinze/Voelzkow 1992: 128, 130 f., 138). Die Inkorporierung des DBV in die Politikimp-
lementation garantiert dem Verband also weder die Verfügung über exklusives Experten-
wissen noch eine privilegierte Position im Prozess der Politikproduktion. Seine Kooperati-
onsbereitschaft bleibt aber dennoch erhalten, weil ihm die Mitwirkung an der Implementa-
tion politische und organisatorische Vorteile verschafft, die den gesellschaftlichen Bedeu-
tungsverfall des Verbandes ein Stück weit ausgleichen. 

Beispiele für einen überwiegend politisch induzierten Wandel der Interessenvermitt-
lungsformen liefern die Renten- und die Gesundheitspolitik. Während die Rentenpolitik bis 
zum Beginn der neunziger Jahre als Musterfall des sektoralen Korporatismus gelten konnte 
(Nullmeier/Rüb 1993, 308), der durch die Integration der Verbände der Tarifparteien in die 
Sozialverwaltung in hohem Maße institutionalisiert war, hat der Systembruch im Bereich 
der Alterssicherung in Richtung auf eine private Vorsorge zu einer Erschütterung der bis 
dahin außerordentlich stabilen Netzwerkonstellationen geführt. Das veränderte Vorsorge-
modell hat neue Interessengruppen und auch staatliche Akteure ins Spiel gebracht, die die 
bis dahin weitgehend geschlossene tripartistische Policy Community aufsprengten (Heinze 
2002: 69 f.). Indem der Staat durch gezielten Politikwandel das bis dahin unbestrittene, 
beim Verband Deutscher Rentenversicherungsträger liegende Expertenmonopol entwertete, 
erschütterte er auch die traditionelle Dominanz von Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bänden in der Rentenpolitik. Obwohl sich formell an der Rolle der Dachverbände in der 
Sozialverwaltung nichts verändert hat, sind die Möglichkeiten, daraus Ressourcen für den 
politischen Entscheidungsprozess abzuleiten, erheblich gesunken. 

Die Gesundheitspolitik schließlich liefert Anhaltspunkte dafür, dass auch die korpora-
tistischen Arrangements im Bereich der Politikimplementation selbst in Frage gestellt wer-
den, und dies trotz zunehmender Informationsabhängigkeit des Staates (vgl. auch Döhler 
2002: 33). Offenbar nutzt der Staat seine gewachsenen Handlungsspielräume gegenüber 
den gesellschaftlichen Akteuren, um je nach Problemkonstellation unterschiedliche Model-
le der Politikimplementation anzuwenden. So werden im Gesundheitssektor einerseits be-
stehende Implementationsgremien weiter gestärkt und mit zusätzlichen Aufgaben betraut. 
Nach traditionellem Muster treten hier die beteiligten Verbände in Verhandlungen, um im 
Rahmen staatlicher Vorgaben verbindliche Regelungen für die Steuerung bestimmter Teil-
bereiche zu beschließen. Zum Teil kommt es dabei sogar zu einem weiteren Ausbau korpo-
ratistischer Strukturen. Andererseits operiert der Staat vermehrt mit wettbewerbsorientier-
ten Steuerungselementen, deren individualisierende Wirkung die Bedingungen für eine 
zentralisierte Interessenvertretung der einzelnen Sektoren des Gesundheitswesen erschwert, 
wenn nicht gar untergräbt. Indem Steuerungskompetenzen dezentralisiert werden, erweitert 
sich der Handlungsspielraum von einzelnen Akteursgruppen bis zu einem solchen Grad, 
dass korporatistische Tauschprozesse ihre Grundlage verlieren (vgl. insgesamt Gerlinger 
2002: 134-138). Damit setzt aber auch eine Disaggregierung jener steuerungsrelevanten 
Wissensbestände ein, die ehemals die Grundlage für die enge Einbindung der etablierten 
Verbände in die politischen Entscheidungsprozesse gebildet hatte. Ein fragmentiertes Ak-
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teursfeld bietet dem Staat die Chance, auf die insgesamt immer noch bei den gesellschaftli-
chen Akteuren konzentrierten Ressourcen selektiv zurückzugreifen und diesen damit auch 
Einflusschancen einzuräumen, umgekehrt aber je nach Regelungsmaterie auch Beteili-
gungs- und Machtansprüche zurückzuweisen. 
 
 
4 Perspektiven der Interessenvermittlung in Politikfeldern 
 
Die Konvergenz von Verbände- und Policy-Forschung, die durch den Korporatismusansatz 
auf der einen Seite und das Netzwerkkonzept auf der anderen Seite in Gang gesetzt worden 
war, hat ihren vielleicht deutlichsten Ausdruck im Konzept des sektoralen Korporatismus 
gefunden. Bereits zu Beginn der achtziger Jahre hatte Philippe Schmitter darauf hingewie-
sen, dass das korporatistische Muster der Interessenvermittlung in den verschiedenen Poli-
tikarenen in ganz unterschiedlicher Ausprägung anzutreffen ist (Schmitter 1981, 68). Auch 
andere Vertreter des Korporatismusansatzes sind der Auffassung, dass bereits in den Hoch-
zeiten des Korporatismus nur die wenigsten Akteurskonstellationen dem idealtypischen 
Muster der durch Repräsentationsmonopole geprägten verbandlichen Interessenvermittlung 
entsprochen haben (Streeck 1994: 24; vgl. auch Benz 1997b: 106 f.). Damit war die Pers-
pektive eröffnet für die Mesoebene korporatistischer Strukturen in einzelnen Politikfeldern. 
Das Konzept des sektoralen oder Mesokorporatismus setzt sich zum einen ab von einem 
engen Korporatismusverständnis, das diesem Typus lediglich ein politikfeldübergreifendes, 
tripartistisches Arrangement zuordnen will, in dem es durch staatliche Vermittlung zum 
Ausgleich zwischen konfligierenden Interessen kommt (vgl. v. Beyme 2004: 217).7 Zum 
anderen wird damit auch eine Differenz zu jenen Ansätzen markiert, die in Politiknetzwer-
ken einen spezifischen, von Pluralismus und Korporatismus abzugrenzenden Strukturtypus 
erkennen (vgl. Mayntz/Scharpf 1995).  

In dem Maße, wie die Forschung ihr Interesse über die neokorporatistischen Struktu-
ren hinaus auch auf die Funktionsweise des Korporatismus und auf den Wandel von Netz-
werkbeziehungen ausgedehnt hat (Molina/Rhodes 2002: 312), traten dann neben der Varia-
bilität auch die begrenzte Reichweite und die Brüchigkeit korporatistischer Arrrangements 
immer stärker hervor. Je mehr die Interessenvermittlungsforschung sich auf einzelne Poli-
tikfelder konzentrierte, desto mehr wurde zunächst deutlich, wie voraussetzungsvoll die 
Entstehung von korporatistischen Arrangements ist. So konnten in einigen Politikfeldern 
korporatistische Strukturen gar nicht erst entstehen, weil hier die spezifischen gesellschaft-
lichen, politischen und institutionellen Rahmenbedingungen dafür fehlten. Das prominen-
teste Beispiel liefert sicher die Umweltpolitik, in der es der Umweltbewegung mit ihrer 
Vielzahl von Akteuren in den siebziger Jahren gelang, sich in dem gerade entstehenden 
neuen Politikfeld zu etablieren und einige zuvor existierende exklusive Netzwerkbeziehun-
gen aufzubrechen. Da ein stark ausdifferenziertes, gering zentralisiertes Verbandsgefüge bis 
heute typisch für die Umweltpolitik geblieben ist, waren hier zu keinem Zeitpunkt die Vor-
aussetzungen für exklusive staatlich-verbandliche Akteursbeziehungen gegeben (vgl. Jäni-
cke/Kunig/Stitzel 1999: 67, 89 f.; Döhler 2002: 28 f.). Ähnliches gilt für die Arbeitsmarkt-
politik, obwohl diese eine zentrale Arena der Tarifparteien darstellt und zudem institutio-

                                                          
7 Diese Auffassung vertritt etwa v. Beyme, der den Korporatismusbegriff auch für ein Modewort hält, dessen 
Anwendung auf eine große Bandbreite von staatlich-verbandlichen Arrangements zu einer Überdehnung geführt 
habe (2004: 217). 
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nell auf ein typisch tripartistisches Organ, die Bundesanstalt für Arbeit, fokussiert ist. In 
diesem Fall waren es die zahlreichen Verbindungen zu anderen Politikfeldern und die dar-
aus resultierende Offenheit für neue Akteure, die eine Abschließung eines korporatistischen 
Kerns von Großverbänden und staatlichen Akteuren verhinderten (vgl. Heinelt/Weck 1998: 
33). 

In neuerer Zeit sind die exklusiven staatlich-verbandlichen Arrangements aber auch in 
den Politikfeldern auf dem Rückzug, die lange Zeit als exemplarisch für den sektoralen 
Korporatismus galten. In Bereichen wie der Gesundheits- und der Rentenpolitik macht der 
Staat zunehmend von seiner Hierarchieposition Gebrauch, um politische Innovationen 
durchzusetzen, die auf den Widerstand etablierter Interessen stoßen. Reformprozesse wer-
den dabei zum einen durch gezielte Zurückdrängung des Verbandseinflusses vorangetrie-
ben. Ein Mittel besteht dabei darin, durch Veränderung der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen und der Verfahrensregeln zur Erhöhung der Verbandskonkurrenz beizutragen (vgl. 
auch Scharpf 1993: 39). So werden etwa politikfeldbezogene Beratungskommissionen nicht 
selten auch mit dem Ziel eingesetzt, eingespielte korporatistische Verhandlungsgremien an 
den Rand zu drängen (vgl. auch Döhler 2002: 27).  

Zum anderen kann sich aber auch aus den neuen Regelungsmaterien selbst eine Mobi-
lisierung zusätzlicher Interessen ergeben, die die etablierten Akteurskonstellationen auf-
sprengt (vgl. auch Nullmeier 2003: 179). Die Exklusivität korporatistischer Netzwerke 
stellt zwar grundsätzlich eine Barriere für die mit den etablierten Verbänden konkurrieren-
den Interessengruppen dar, bildet zugleich aber auch einen Anreiz zur Mobilisierung bis-
lang unterrepräsentierter Interessen, die dann ihrerseits politische Beteiligungsansprüche 
anmelden (Schmitter 1981: 72 f.). Auf verschiedene Weise entstehen somit veränderte 
Konflikt- und Interessenlagen, die die zuvor in pfadabhängigen Bahnen verlaufenden Ent-
scheidungsprozesse aufsprengen und pluralisieren. An die Stelle fester Bündnisse zwischen 
verschiedenen Verbänden und zwischen Parteien und Verbänden treten dann Issue-
Koalitionen, die je nach Situation und Regelungsmaterie wechseln können (Bandelow 
1998: 149, 210, 237). Dabei kann eine solche Pluralisierung der staatlich-verbandlichen 
Beziehungen im Bereich der politischen Entscheidungsprozesse durchaus einhergehen mit 
einer Zunahme kooperativen Staatshandelns im Bereich der Politikimplementation. Die 
Kooperationsbereitschaft der Verbände basiert dann nicht mehr in erster Linie auf der Er-
wartung, im Gegenzug zur Beteiligung am Implementationsprozess auch in politische Ent-
scheidungsprozesse einbezogen zu werden, sondern lediglich auf der Chance, die Umset-
zung allgemein gehaltener rechtlicher Regulierungen nach ihren eigenen Präferenzen ge-
stalten zu können (vgl. Töller 2003: 160 f., 175).  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Interessen heute die Entschei-
dungen in den verschiedenen Politikfeldern prägen und ob sich bereits neue Strukturmuster 
der Interessenvermittlung herausgebildet haben. In den bisher vorliegenden Forschungsar-
beiten deutet sich an, dass es im Zuge der Erosion korporatistischer Arrangements bereits 
zur Herausbildung neuer, eher pluralistischer oder lobbyistischer Strukturen gekommen ist. 
Traditionelle Reformmuster, die auf den Ausgleich gesellschaftlicher Interessen abzielen, 
werden zum einen verdrängt durch eine Entscheidungsbildung nach der Logik des parteipo-
litischen Wettbewerbs. Zum anderen werden Konzertierungspraktiken immer stärker ersetzt 
durch individuelle Lobbyingaktivitäten von Verbänden und neuen nicht verbandlichen 
Akteuren. Dabei ist jedoch noch ungeklärt, inwieweit solche Formen der Interessenvermitt-
lung auch zu funktionalen Äquivalenten für korporatistische Arrangements werden, die ihre 
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Stabilisierungs-, Befriedungs- und Konsensbildungsfunktion übernehmen können. Bislang 
sind allenfalls Ansätze dazu erkennbar. So stellen etwa Verbändekoalitionen (vgl. Wenzel 
2005) einen neuen Mechanismus der Konfliktregulierung dar, der offenbar in der Lage ist, 
auch extrem differente Interessenlagen und starke Konkurrenz um begrenzte Ressourcen zu 
überdecken. Es wird sich aber erst in Zukunft zeigen, ob solche Konstellationen auch die 
Stabilität der alten institutionalisierten Formen der Interessenvermittlung besitzen. 
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